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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung beschlossenen Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 15/72 — Kohle aus Beitrittsländern) 

— Drucksache 7/54 — 


A. Problem 

Nach der Beitrittsakte zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und den neuen Mitgliedstaaten sollen die Einfuhrzölle für 
Kohle zwischen den bisherigen und den neuen Mitgliedstaaten 
ab 1. Januar 1973 abgeschafft werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung will deshalb von dieser Zollregelung Ge- 
brauch machen und die Zollsätze für Kohle aus den Beitritts- 
ländern ab 1. Januar 1973 auf „frei" festsetzen. 

Die Ausnutzung dieser Zollregelung ist von der Zustimmung 
des Bundestages abhängig. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht gestellt. 


D. Kosten 

Wirtschaftszölle haben keine fiskalischen Zielsetzungen. 
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Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Suck 


Die Zollverordnung — Drucksache 7/54 — wurde 
vom Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 
mit Schreiben vom 31. Januar 1973 als dringliche 
Zollverordnung gemäß § 96 a GO an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. 

Nach der Akte zwischen der EG und den neuen 
Mitgliedstaaten über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge werden die Einfuhr- 
zölle ab 1. April 1973 stufenweise in fünf Etappen 
um jeweils 20 v. H. herabgesetzt. 

Abweichend von diesem regelmäßigen Abbau der 
Binnenzölle sollen die Einfuhrzölle für Kohle bereits 


mit Wirkung zum 1. Januar 1973 abgeschafft wer- 
den. Da für Waren, die dem EGKS-Vertrag unterlie- 
gen, die Zolltarifhoheit noch bei den einzelnen Mit- 
gliedstaaten liegt, können die zolltariflichen Maß- 
nahmen gegenüber den neuen Mitgliedstaaten nur 
durch nationale Maßnahmen durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung will diese Zollregelung mit 
der vorliegenden Verordnung durchführen. Mit 
Rücksicht auf die erforderliche handelspolitische 
Einheit der EG-Mitgliedstaaten empfehle ich namens 
des Ausschusses für Wirschaft dem Hohen Haus, 
der Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 14. Februar 1973 


Suck 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache 7/54 — zuzustimmen. 


Bonn, den 14. Februar 1973 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Suck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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